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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS
mit Bemerkungen im Zusammenhang mit der Entlastung der Kommission für 2011 zu dem Sonderbericht Nr. 6/2012 des Rechnungshofs mit dem Titel „Hilfsmaßnahmen der Europäischen Union für die türkisch-zyprische Gemeinschaft“
(N7-0065/2013 – C7‑0128/2012 – 2012/2107(DEC))
Das Europäische Parlament,

unter Hinweis auf den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2011
,


unter Hinweis auf den Sonderbericht Nr. 6/2012 des Rechnungshofs mit dem Titel: „Hilfsmaßnahmen der Europäischen Union für die türkisch-zyprische Gemeinschaft“,

–
unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates vom 27. Februar 2006 zur Schaffung eines finanziellen Stützungsinstruments zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der türkischen Gemeinschaft Zyperns
,

–
gestützt auf Artikel 319 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 106a des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft,

–
gestützt auf die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
, insbesondere auf die Artikel 145, 146 und 147,


gestützt auf Artikel 76, Artikel 112 und Anlage VI seiner Geschäftsordnung,


in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Haushaltskontrolle und der Stellungnahmen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten und des Haushaltsausschusses (A7-0013/2013), 

A.
in der Erwägung, dass die Sonderberichte des Rechnungshofs vom Parlament im Rahmen des jährlichen Entlastungsverfahrens geprüft werden;

B.
in der Erwägung, dass die Sonderberichte des Rechnungshofs Informationen über wichtige Themen im Zusammenhang mit Haushaltsvollzugsmaßnahmen enthalten und somit ein Instrument für das Parlament in seiner Rolle als Entlastungsbehörde darstellen;

C..
in der Erwägung, dass es zum Umfang der Prüfung des Rechnungshofs gehörte, zu ermitteln, ob die Kommission das finanzielle Stützungsinstrument der Union für die türkisch-zyprisch Gemeinschaft wirksam verwaltet, und nicht bewertet werden sollte, ob das Programm zur Verwirklichung des mit dem Instrument verbundenen politischen Ziels der Wiedervereinigung beiträgt,

D.
n der Erwägung, dass sich die Prüfung auf den Zeitraum von der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 im Februar 2006 bis zum dritten Quartal 2011 erstreckte, sie umfasste die Analyse einer Stichprobe von 34 Verträgen, auf die insgesamt rund ein Drittel (97,5 Millionen Euro) der im Zeitraum 2006-2011 für das Instrument bereitgestellten Haushaltsmittel entfiel;

E.
in der Erwägung, dass die Verordnung (EG) Nr. 389/2006 am 27. Februar 2006 angenommen wurde und ursprünglich mit einer Mitteldotierung von 258,8 Millionen Euro versehen wurde; dieser Betrag wurde für die türkisch-zyprische Gemeinschaft für den Fall zweckgebunden, dass vor dem Beitritt Zyperns eine Lösung zustande kommt; für den Zeitraum 2009-2011 wurden zusätzliche Mittel von insgesamt 33,5 Millionen Euro bereitgestellt;

F. 
in der Erwägung, dass es in Erwägung 5 der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates heißt, dass bis zu einer umfassenden Lösung der Zypern-Frage „Maßnahmen, die im Rahmen dieser Verordnung finanziert werden sollen, Ausnahme- und Übergangsmaßnahmen sind“;

G.
in der Erwägung, dass Zypern am 1. Mai 2004 der Union beigetreten ist und dass gemäß Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls Nr. 10 zur Beitrittsakte 2003 die Anwendung des Besitzstands in den Gebieten ausgesetzt ist, in denen die Regierung Zyperns keine wirksame Kontrolle ausübt;

H.
in der Erwägung, dass der Rat (Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen) die Kommission nach dem Referendum von 2004 und kurz vor dem Beitritt Zyperns zur Union ersucht hat, einen Vorschlag für ein Hilfsprogramm mit besonderem Schwerpunkt auf der wirtschaftlichen Integration der Insel und auf der Verbesserung der Kontakte zwischen den beiden Volksgemeinschaften und innerhalb der Union vorzulegen und dass die Kommission am 7. Juli 2004 einen Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Schaffung eines finanziellen Stützungsinstruments zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der türkischen Gemeinschaft Zyperns vorgelegt hat;

I.
G. in der Erwägung, dass die Kommission trotz eines schwierigen politischen und rechtlichen Umfelds und eines engen Zeitplans ein Programm entwickelt hat, das die Zielsetzungen der Verordnung widerspiegelte, und ein Programmverwaltungsbüro eingerichtet und wirksame Mechanismen für die Umsetzung geschaffen hat;

J.
in der Erwägung, dass ein weiteres Problem auch darin bestand, dass Zeitbedienstete im Programmunterstützungsbüro nur für drei Jahre eingestellt werden konnten (im Vergleich zum Personal in EU-Delegationen), was es ihnen erschwert hat, die Projekte von Anfang bis Ende zu begleiten;
1.
erinnert daran, dass die übergeordnete Prüfungsfrage lautete: „Verwaltet die Kommission das finanzielle Stützungsinstrument der Union für die türkisch-zyprische Gemeinschaft wirksam?“;

2.
weist dennoch darauf hin, dass mit der Prüfung nicht bewertet werden sollte, ob das Programm zur Verwirklichung des mit dem Instrument verbundenen politischen Ziels der Wiedervereinigung beiträgt;

3.
fordert seinen Haushaltsausschuss und seinen Haushaltskontrollausschuss auf, die Ergebnisse dieser Entschließung bei der Aushandlung des neuen Mehrjährigen Finanzrahmens (2014-2020) zu berücksichtigen, um der Empfehlung des Rechnungshofs Rechnung zu tragen, in Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 eine verbesserte Planung, Durchführung und Nachhaltigkeit so zu gewährleisten, dass kein externes Hoheitsgebiet impliziert ist;

Historischer Kontext
4. 
erinnert daran, dass die bestehende De-facto-Teilung Zyperns auf die militärische Invasion der Türkei im nördlichen Teil der Insel im Juli 1974 zurückreicht;

5.
verweist darauf, dass die große Mehrheit der griechischen Zyprer und der türkischen Zyprer infolge der Ereignisse von 1974 getrennt auf ihrer jeweiligen Seite der Pufferzone lebt und dass die sich daraus ergebenden Eigentumskonflikte eines der Probleme waren, deren Lösung im Zuge der Bemühungen um eine Einigung die größten Schwierigkeiten bereitete;
6. 
erkennt an, dass sich ein besonderes Risiko in Bezug auf die reibungslose Umsetzung des Programms daraus ergibt, dass schätzungsweise 78 % des in Privateigentum befindlichen Landes im Nordteil Zyperns rechtmäßig griechischen Zyprern gehört, deren Zustimmung für aus EU-Mitteln finanzierte Infrastrukturinvestitionen auf ihrem Land erforderlich ist;

7.
betont, wie wichtig es ist, die ungelösten Eigentumsfragen anzugehen, die beide Gemeinschaften betreffen, und hebt hervor, dass eine Lösung der Eigentumsfragen für eine umfassende Lösung des Zypernproblems und die Unterstützung künftiger Wiedervereinigungspläne von wesentlicher Bedeutung sein wird; fordert die Kommission auf, die Eigentumsverhältnisse für diese Liegenschaften weiter zu überprüfen, so dass die Rechte der rechtmäßigen Eigentümer gewahrt bleiben;
8.
verweist darauf, dass nach der Resolution 541 des VN-Sicherheitsrats (18. November 1983) der Versuch, einen unabhängigen Staat im besetzten Teil Zyperns zu schaffen, illegal und nichtig war und dass alle Staaten in der Resolution 550 des VN-Sicherheitsrats (1984) aufgefordert werden, die sogenannte „Türkische Republik Nordzypern“ nicht anzuerkennen und „dem sezessionistischen Gebilde in keiner Weise Erleichterungen zu gewähren oder es zu unterstützen“;
9.
weist darauf hin, dass der Europäische Rat im Dezember 2002 in Kopenhagen beschlossen hat, dass Zypern als neuer Mitgliedstaat der Union zugelassen wird, jedoch gleichzeitig seine Präferenz für den Beitritt eines vereinigten Zypern bekräftigt hat;

10.
stellt fest, dass zwar die gesamte Insel im Sinne des Protokolls Nr. 10 der Beitrittsakte rechtmäßig Teil der EU ist, dass der gemeinschaftliche Besitzstand jedoch im nördlichen Teil Zyperns ausgesetzt ist, über den die Regierung keine wirksame Kontrolle ausübt; stellt fest, dass diese Situation in politischer, rechtlicher und diplomatischer Hinsicht einzigartig ist;

11.
erinnert daran, dass das Ziel des im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 angenommenen Programms für die Union darin besteht, die Wiedervereinigung Zyperns zu erleichtern, und dass die Gewährung von Hilfen nicht die Anerkennung einer anderen öffentlichen Gewalt als der Regierung in den Bereichen impliziert, über die die Regierung gemäß en entsprechenden Resolutionen des Sicherheitsrats der vereinten Nationen keine wirksame Kontrolle ausübt;

12.
weist auf den schwierigen politischen Kontext hin, in dem sich die Kommission bewegt, wenn sie den Begünstigten im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 Unterstützung zum Aufbau von Kapazitäten zukommen lässt; fordert die Kommission auf, einen innovativen Ansatz zu nutzen und große Anstrengungen zu unternehmen, um sicherzustellen, dass der Zivilgesellschaft der türkisch-zyprischen Gemeinschaft die Fähigkeiten und Kompetenzen im Bereich der Verwaltung und Umsetzung von EU-finanzierten Vorhaben bereitgestellt werden, die zur Verbesserung der Tragfähigkeit der Vorhaben nötig sind;

13.
stellt fest, dass eine Stichprobe von 34 Verträgen untersucht wurde, die aus 9 der wichtigsten der 24 aus dem Programm geförderten Projekte ausgewählt wurden und alle fünf Programmziele der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 sich auf die Entwicklung und Umgestaltung der Infrastruktur, die Förderung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung, die Versöhnung, vertrauensbildende Maßnahmen und die Förderung der Zivilgesellschaft, die Annäherung der türkisch-zyprischen Gemeinschaft an die Union und die Vorbereitung der Übernahme und Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands nach der Wiedervereinigung Zyperns beziehen;

14.
weist darauf hin, dass sich die Hilfsmaßnahme im Rahmen des finanziellen Stützungsinstruments für die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der türkisch-zyprische Gemeinschaft im Zeitraum 2006-2011 auf 259 Millionen EUR beliefen und derzeit jährliche Zuweisungen in Höhe von 28 Millionen EUR umfassen;

15.
erinnert daran, dass das Parlament für diese Haushaltszeile für den Zeitraum zwischen 2009 und 2012 einen Anstieg der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 11 Mio. Euro genehmigt hat, um die Arbeit des Ausschusses für die Vermissten und des Technischen Ausschusses für das kulturelle Erbe zu unterstützen;

16.
begrüßt den Anstieg der Verpflichtungsermächtigungen auf 31 Millionen EUR und der Zahlungsermächtigungen auf 15,6 Millionen EUR in dieser Haushaltslinie, um die Arbeit des Ausschusses für die Vermissten in Zypern als auch des Technischen Ausschusses für das kulturelle Erbe zu unterstützen, wie es das Parlament in seiner Abstimmung über den Haushaltsplanentwurf 2013 befürwortet hat, wobei die Verwendung dieser Gelder zu rationalisieren ist, um die Fortsetzung der finanziellen Stützung der Union sicherzustellen, und die erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen für den erfolgreichen Einsatz von EU-Mitteln bereitgestellt werden müssen; fordert eine Überprüfung der Ergebnisse, die mit dieser Mittelaufstockung bewirkt wurden;

Die Ergebnisse des Sonderberichts des Rechnungshofs

17.
stimmt den Schlussfolgerungen des Sonderberichts des Rechnungshofs zu, wonach „mit dem Programm bereits einige positive Ergebnisse erzielt wurden, deren Nachhaltigkeit allerdings insbesondere angesichts der Ungewissheit bezüglich künftiger EU-Fördermittel häufig fraglich ist“, und wonach es der Kommission „gelang, ein Programm auszuarbeiten, das alle in dem Verordnungsziel genannten Sektoren in einer angemessenen Prioritätenfolge abdeckt“, und sie „trotz erheblicher Sachzwänge außerdem Mittel und Wege zur raschen Einrichtung eines Programmverwaltungsbüros im Nordteil Zyperns fand und weitgehend angemessene Durchführungsmethoden und Maßnahmen zur Risikoeindämmung einsetzte. Die Hauptschwachstellen bei der Programmverwaltung bestanden darin, dass das lokale Unterstützungsbüro nicht mit in ähnlichem Maße dezentralisierten Verfahren wie EU-Delegationen arbeiten konnte und dass die Mitarbeiter wegen zu kurzer Verträge die finanzierten Projekte nicht von Anfang bis Ende betreuen konnten. Außerdem war die Überwachung im Rahmen der gemeinsamen Verwaltung mit den Vereinten Nationen unzureichend”;
18.
stellt fest, dass mit dem Programm eine reihe von Begünstigten in der gesamten türkisch-zyprischen Gemeinschaft unterstützt wurde; bedauert indes, dass es nicht möglich war, das größte Projekt, den Bau einer Meerwasserentsalzungsanlage (27,5 Millionen Euro) wegen von der türkischen Armee verhängten Beschränkungen umzusetzen. was einen erheblichen Rückschritt für das Programm darstellt;

19.
betont, dass die Unterstützung der türkisch-zyprischen Volksgruppe gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 unbedingt fortgeführt werden muss, was die Kommission auch in ihrer Antwort auf den Sonderbericht des Rechnungshof festgestellt hat; unterstreicht, wie wichtig es ist, die türkisch-zyprische Gemeinschaft näher an die Union heranzuführen, um den Prozess der Wiedervereinigung zu erleichtern; vertritt daher die Auffassung, dass die künftig für (i) die Förderung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung, (ii) die Entwicklung und Umgestaltung der Infrastruktur, (iii) die Versöhnung, vertrauensbildende Maßnahmen und die Unterstützung der Zivilgesellschaft, (iv) die Annäherung der türkisch-zyprischen Gemeinschaft an die Union, (v) die Ausarbeitung von Rechtstexten, die dem gemeinschaftlichen Besitzstand entsprechen, (vi) die Vorbereitung der Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands sowie die vorrangig für die Förderung der wirtschaftlichen Integration bereitgestellten Mittel künftig aufgestockt und die damit verbundenen von beiden Volksgemeinschaften getragenen Programme intensiviert werden sollten;

20.
weist insbesondere darauf hin, welch wesentliche Rolle von beiden Gemeinschaften getragene Projekte wie der Ausschuss für die Vermissten für die Ermittlung des Schicksals der Vermissten und für die Aussöhnung zwischen den Bevölkerungsgruppen spielen; unterstreicht, wie wichtig es ist, die notwendigen Mittel für die Arbeit des Ausschusses für die Vermissten sicherzustellen, und fordert die Europäische Kommission auf, zur Unterstützung des Ausschusses für die Vermissten an die türkischen Streitkräfte zu appellieren, Zugang zu den Militärgebieten zu gewähren; betont, dass von beiden Gemeinschaften getragene Infrastrukturprojekte finanziert werden müssen und eine effizientere Zusammenarbeit mit den Organisationen und Programmen der Vereinten Nationen erforderlich ist;

21.
weist ferner darauf hin, dass die Arbeit des Technischen Ausschusses für das kulturelle Erbe weiter unterstützt werden muss, um die Restaurierung und Erhaltung historischer und religiöser Stätten sicherzustellen, die integraler Bestandteil des kulturellen Erbes Zyperns und untrennbarer Bestandteil des Weltkulturerbes insgesamt sind;

22.
stellt fest, dass „ganz allgemein die Nachhaltigkeit der Projekte wegen der begrenzten Verwaltungskapazitäten, der verspäteten Verabschiedung der einschlägigen Texte sowie der Ungewissheit bezüglich der künftigen Finanzierung seitens der Begünstigten häufig gefährdet ist“;
23.
hält es ferner für nützlich daran zu erinnern, dass zur Zeit der Prüfung immer noch nicht klar war, ob beträchtliche weitere Finanzmittel für das Hilfsprogramm der Union verfügbar gemacht werden; stellt fest, dass diese Ungewissheit die Verwaltung des Programms erschwerte und negative Auswirkungen auf dessen Wirksamkeit und Nachhaltigkeit hat;
24.
weist darauf hin, dass das Ziel des Instruments letztlich die Erleichterung der Wiedervereinigung Zyperns ist;
Empfehlungen des Rechnungshofs

25.
nimmt die Empfehlungen des Rechnungshofs zur Kenntnis, die sich auf verschiedene Szenarien auf der Grundlage der Entwicklungen des Wiedervereinigungsprozesses und des Umfangs der künftigen EU-Hilfen stützen;

26. stimmt mit der Kommission überein, dass bis zu einer Lösung des Zypernproblems die Unterstützung der türkisch-zyprischen Gemeinschaft weiterhin auf der Verordnung (EG) Nr.389/2006 beruhen sollte;

Anmerkungen des Parlaments

27.
stellt mit Zufriedenheit fest, dass die Interventionen den Programmzielen entsprechen, wenngleich die unterschiedlichsten Sektoren abzudecken waren, die Verordnung verspätet angenommen wurde und keine Mehrjahresperspektive vorhanden war;

28.
stellt dennoch mit Sorge fest, dass die Kommission sich bei der Gestaltung und Umsetzung des Programms mit erheblichen Sachzwängen konfrontiert sieht, dass die Wirksamkeit des lokalen Unterstützungsbüros der Kommission durch mehrere Faktoren beeinträchtigt wurde, dass die Verfahren zur Programmdurchführung nicht immer wirksam waren und dass die Nachhaltigkeit der Projekte trotz gewisser Ergebnisse weiter gefährdet ist; 

29.
erkennt an, dass die Kommission nach der im Sonderbericht des Rechnungshofs beschriebenen Situation eine Reihe von Initiativen ergriffen hat; stellt fest, dass seit der Prüfung die Effizienz weiter verbessert wurde;

30.
begrüßt außerdem die erfolgreichen Abschluss von Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Verwaltung mit dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP);

Infrastrukturen

31.
bedauert das Scheitern des geplanten Baus einer Meerwasserentsalzungsanlage, was einen bedauerlichen Rückschlag bedeutet; weist darauf hin, dass dieses Projekt nicht nur das wichtigste Projekt im Wassersektor war, sondern (in Höhe von etwa 10 % der gesamten der vertraglich gebundenen Mittel) auch das größte von beiden Volksgemeinschaften getragene Projekt, das aus dem Instrument finanziert wurde, und dass mit der Anlage 23 000 m3 sauberes Trinkwasser pro Tag erzeugt werden sollte, wodurch der Bedarf von schätzungsweise 100 000 Menschen gedeckt worden wäre, und erinnert daran, dass die Wasserversorgung zu einem zunehmend kritischen Problem für die Insel wird, da die durchschnittliche jährliche Niederschlagsmenge in den letzten 30 Jahren um 40 % zurückgegangen ist; ist zutiefst besorgt darüber, dass die Aufgabe des Projekts, die auf Beschränkungen zurückzuführen ist, die dem griechisch-zyprischen Auftragnehmer von der türkischen Armee auferlegt wurden, sowie darauf, dass der Auftragnehmer nach der Aufhebung dieser Beschränkungen im März 2010 unter Berufung auf Widrigkeiten nicht mehr weitermachen wollte, bedeutet, dass dieses ernste ökologische Problem nicht angegangen wird;; fordert die Kommission auf, die Möglichkeit einer Wiederaufnahme des Projekts in Erwägung zu ziehen;

32.
macht jedoch deutlich, dass die finanziellen Interessen der Kommission trotz der Aufgabe der geplanten Meerwasserentsalzungsanlage geschützt wurden; weist darauf hin, dass keine Zahlungen im Rahmen des Bauvertrags getätigt wurden;
33.
bedauert zutiefst, dass bei den meisten Maßnahmen an lokalen und städtischen Infrastrukturen Verzögerungen aufgetreten sind, obwohl diese in den meisten Fällen auf politische Schwierigkeiten und die Überprüfung der Grundstücksbesitzverhältnisse zurückzuführen waren, was sich weitgehend der Kontrolle der Kommission und des UNDP entzieht;

Schlussfolgerungen

34.
unterstützt die Schlussfolgerungen des Rechnungshofs, wonach mit dem Programm bereits einige positive Ergebnisse erzielt wurden und die Programmfördermittel zahlreichen Begünstigten innerhalb der türkisch-zyprischen Gemeinschaft zugute kamen, u. a. Landwirten, Studierenden und Nutzern der neuen Übergangsstellen; stellt, dass deren Nachhaltigkeit allerdings insbesondere angesichts der Ungewissheit bezüglich künftiger EU-Fördermittel häufig fraglich ist;

35.
begrüßt die Schlussfolgerung des Rechungshofs, dass es der Kommission trotz des schwierigen politischen Umfelds und eines knappen Zeitplans gelungen ist, ein Programm auszuarbeiten, das den Zielen der Verordnung entsprach, rasch ein Programmverwaltungsbüro einzurichten und geeignete Durchführungsmechanismen einzuführen;

36.
unterstreicht den vorübergehenden und außergewöhnlichen Charakter der EU-Hilfen an die türkisch-zyprische Gemeinschaft bis zur Wiedervereinigung Zyperns; stellt fest, dass die Kommission die Fortsetzung der Hilfsmaßnahmen für die türkisch-zyprische Gemeinschaft fortsetzt, bis eine umfassende Lösung für das Zypern-Problem im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates gefunden ist;

37.
nimmt die Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Sonderberichts Nr. 6/2012 des Rechnungshofs zur Kenntnis; empfiehlt der Kommission, den bei der Durchführung des Programms gesammelten Erfahrungen Rechnung zu tragen und gegebenenfalls weitere Verbesserungsmaßnahmen vorzuschlagen und das Parlament entsprechend darüber zu unterrichten; regt an, dass bei den finanziellen Hilfsmaßnahmen der EU für die wirtschaftliche Entwicklung der türkisch-zyprischen Gemeinschaft nicht nur neue Projekte berücksichtigt werden, sondern auch der Notwendigkeit Rechnung getragen wird, zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der bestehenden Projekte beizutragen, wenn über die Zuweisung künftiger finanzieller Mittel auf der Grundlage des geltenden Rechtsrahmens und in Einklang mit den Zielen der Verordnung (EG) 389/2006 des Rates entschieden wird;

38.
vertritt die Ansicht, dass mit den EU-Hilfen der Wiedervereinigungsprozess in Zypern weiter unterstützt werden sollte; empfiehlt daher der Kommission, die fünf Ziele der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 weiterzuverfolgen, darunter die von beiden Gemeinschaften getragenen Projekte, vertrauensbildende Maßnahmen, die Maßnahmen in Verbindung mit den vermissten Personen, die Zivilgesellschaft (einschließlich der armenischen und maronitischen Minderheit), die Erhaltung und Restaurierung historischer Stätten, der Umweltschutz sowie die wirtschaftliche und soziale Entwicklung und die Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstandes;

39.
fordert die Kommission auf, für die bestmögliche Verbreitung von Informationen über Ausschreibungen von Programmen zur Aussöhnung und zur Stärkung der Zivilgesellschaft zu sorgen; weist insbesondere darauf hin, dass Programme für die sozioökonomische Integration und die Teilhabe von Frauen in der türkisch-zyprischen Gemeinschaft unterstützt werden müssen;

40.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und dem Rechnungshof zu übermitteln.

<Date>{27/11/2012}29.11.2012</Date>
<CommissionResp>STELLUNGNAHME des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten</CommissionResp>
<CommissionInt>für den Haushaltskontrollausschuss</CommissionInt>
<Titre>zum Sonderbericht Nr. 6/2012 (Entlastung 2011) – „Hilfsmaßnahmen der Europäischen Union für die türkisch-zyprische Gemeinschaft“ (gemäß Artikel 287 Absatz 4 zweiter Unterabsatz AEUV)</Titre>
<DocRef>0241/2012 – 2010/2107(DEC))</DocRef>
Berichterstatterin: <Depute>Marietta Giannakou</Depute>
VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

–
unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates vom 27. Februar 2006 zur Schaffung eines finanziellen Stützungsinstruments zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der türkischen Gemeinschaft Zyperns,

–
unter Hinweis auf den Sonderbericht Nr. 6/2012 des Europäischen Rechnungshofs mit dem Titel: „Hilfsmaßnahmen der Europäischen Union für die türkisch-zyprische Gemeinschaft“,

A.

in der Erwägung, dass es zur Schaffung der Grundlagen einer wirksamen Lösung für die Wiedervereinigung Zypern wesentlich ist, alle fünf in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates festgelegten Hilfsziele weiter zu unterstützen;
1.

betont, dass die Unterstützung der türkisch-zyprischen Volksgruppe gemäß den Bestimmungen der Verordnung des Rates unbedingt fortgeführt werden muss, was die Kommission auch in ihrer Antwort auf den Sonderbericht des Rechnungshof festgestellt hat; unterstreicht, wie wichtig es ist, die türkisch-zyprische Gemeinschaft näher an die Union heranzuführen, um den Prozess der Wiedervereinigung zu erleichtern; vertritt daher die Auffassung, dass die für (i) die Förderung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung, (ii) die Entwicklung und Umgestaltung der Infrastruktur, (iii) die Versöhnung, vertrauensbildende Maßnahmen und die Unterstützung der Zivilgesellschaft, (iv) die Annäherung der türkisch-zyprischen Gemeinschaft an die Union, (v) die Ausarbeitung von Rechtstexten, die dem gemeinschaftlichen Besitzstand entsprechen, (vi) die Vorbereitung der Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstands sowie die vorrangig für die Förderung der wirtschaftlichen Integration bereitgestellten Mittel künftig aufgestockt und die damit verbundenen von beiden Volksgemeinschaften getragenen Programme intensiviert werden sollten;

 2.

weist insbesondere darauf hin, welch wesentliche Rolle von beiden Gemeinschaften getragene Projekte wie der Ausschuss für die Vermissten für die Ermittlung des Schicksals der Vermissten und damit für die Aussöhnung zwischen den Bevölkerungsgruppen spielen; unterstreicht, wie wichtig es ist, die notwendigen Mittel für die Arbeit des Ausschusses für die Vermissten sicherzustellen, und fordert die Europäische Kommission auf, zur Unterstützung des Ausschusses für die Vermissten an die türkischen Streitkräfte zu appellieren, Zugang zu den Militärgebieten zu gewähren; betont, dass von beiden Gemeinschaften getragene Infrastrukturprojekte finanziert werden müssen und eine effizientere Zusammenarbeit mit den Organisationen und Programmen der Vereinten Nationen erforderlich ist;

3.
weist ferner darauf hin, dass die Arbeit des Technischen Ausschusses für das kulturelle Erbe weiter unterstützt werden muss, um die Restaurierung und Erhaltung historischer und religiöser Stätten sicherzustellen, die integraler Bestandteil des kulturellen Erbes Zyperns und untrennbarer Bestandteil des Weltkulturerbes insgesamt sind;

4.
fordert die Kommission auf, für die bestmögliche Verbreitung von Informationen über Ausschreibungen von Programmen zur Aussöhnung und zur Stärkung der Zivilgesellschaft zu sorgen; weist insbesondere darauf hin, dass Programme für die sozioökonomische Integration und die Teilhabe von Frauen in der türkisch-zyprischen Gemeinschaft unterstützt werden müssen;

5.

unterstreicht, dass die ungelösten Eigentumsfragen geregelt werden müssen, von denen beide Volksgemeinschaften betroffen sind; erinnert daran, dass schätzungsweise 78% des in Privateigentum befindlichen Landes im Nordteil Zyperns rechtmäßig griechischen Zyprern gehört, und betont, dass eine Lösung der Eigentumsfragen für eine umfassende Lösung des Zypernproblems und die Unterstützung künftiger Wiedervereinigungspläne von wesentlicher Bedeutung sein wird; fordert die Kommission auf, die Eigentumsverhältnisse für diese Liegenschaften weiter zu überprüfen, so dass die Rechte der rechtmäßigen Eigentümer gewahrt bleiben;

6.

unterstreicht die Bedeutung der Meerwasserentsalzungsanlage im Nordteil der Insel für den Erhalt der Grundwasserreserven, um die Gefahr von Dürren im Zusammenhang mit dem Rückgang der jährlichen Niederschlagsmenge um 40% in den vergangenen 30 Jahren abzumildern, und fordert die Kommission auf, dieses Projekt zu retten und so wiederzubeleben, dass damit ohne irgendwelche Diskriminierungen hinsichtlich der Herkunft der Bieter ein Beitrag zum Frieden auf der Insel geleistet werden kann; ist zutiefst besorgt darüber, dass dieses Projekt wegen der Beschränkungen, die dem griechisch-zyprischen Auftragnehmer von der türkischen Armee auferlegt wurden, gescheitert ist; fordert die Kommission auf, dem Europäischen Parlament über ähnliche diskriminierende Vorfälle bei laufenden und künftigen Projekten zu berichten;

7.

fordert die Kommission angesichts der Empfehlungen des Europäischen Rechnungshofs auf, zu prüfen, mit welchen Maßnahmen die Verwaltung der auf dem bisherigen Rechtsrahmen beruhenden und mit der Verordnung des Rates in Einklang stehenden Hilfen weiter verbessert werden kann.
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VORSCHLÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

-
unter Hinweis auf den Umfang der Prüfung des Rechnungshofs, in dessen Rahmen zu ermitteln war, ob die Kommission das finanzielle Stützungsinstrument der EU für die türkisch-zyprisch Gemeinschaft wirksam verwaltet, und nicht bewertet werden sollte, ob das Programm zur Verwirklichung des mit dem Instrument verbundenen politischen Ziels der Wiedervereinigung beiträgt,

1.
unterstützt die Fortsetzung der Hilfsmaßnahmen für die türkisch-zyprische Gemeinschaft bis eine umfassende Lösung für das Zypern-Problem im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates gefunden ist, in der es heißt, dass die Maßnahmen, die im Rahmen dieser Verordnung finanziert werden sollen, Ausnahme- und Übergangsmaßnahmen sind;

2.
nimmt die Einschätzung des Rechungshofs zur Kenntnis, dass es trotz des schwierigen politischen Umfelds und eines knappen Zeitplans der Kommission gelungen ist, ein Programm auszuarbeiten, das den Zielen der Verordnung entsprach, rasch ein Programmverwaltungsbüro einzurichten und geeignete Durchführungsmechanismen einzuführen;

3.
weist auf den schwierigen politischen Kontext hin, in dem sich die Kommission bewegt, wenn sie den Begünstigten im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 389/2006 des Rates Unterstützung zum Aufbau von Kapazitäten zukommen lässt; fordert die Kommission auf, große Anstrengungen zu unternehmen und einen innovativen Ansatz zu nutzen, um sicherzustellen, dass der Zivilgesellschaft der türkisch-zyprischen Gemeinschaft die Fähigkeiten und Kompetenzen im Bereich der Verwaltung und Umsetzung von EU-finanzierten Vorhaben bereitgestellt werden, die zur Verbesserung der Tragfähigkeit der Vorhaben nötig sind;

4.
weist darauf hin, dass sich die Hilfsmaßnahme im Rahmen des finanziellen Stützungsinstruments für die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung der türkisch-zyprische Gemeinschaft im Zeitraum 2006-2011 auf 259 Millionen EUR beliefen und derzeit jährliche Zuweisungen in Höhe von 28 Millionen EUR umfassen;

5.
erinnert daran, dass das Europäische Parlament für diese Haushaltszeile für den Zeitraum zwischen 2009 und 2012 einen Anstieg der Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 11 Mio. Euro genehmigt hat, um die Arbeit des Ausschusses für die Vermissten und des Technischen Ausschusses für das kulturelle Erbe zu unterstützen;

6.
begrüßt den Anstieg der Verpflichtungsermächtigungen auf 31 Millionen EUR und der Zahlungsermächtigungen auf 15,6 Millionen EUR in dieser Haushaltslinie, um die Arbeit des Ausschusses für die Vermissten in Zypern als auch des Technischen Ausschusses für das kulturelle Erbe zu unterstützen, wie es das Europäische Parlament in seiner Abstimmung über den Haushaltsplan 2013 befürwortet hat, wobei die Verwendung dieser Gelder zu rationalisieren ist, um die Fortsetzung der finanziellen Stützung der EU sicherzustellen, und die erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen für den erfolgreichen Einsatz von EU-Mitteln bereitgestellt werden müssen; fordert eine Überprüfung der Ergebnisse, die mit dieser Mittelaufstockung bewirkt wurden;

7.
bedauert, dass das größte Projekt des Programms mit rund 10 % der insgesamt vertraglich gebundenen Fördermittel nicht verwirklicht werden konnte, was einen erheblichen Rückschritt für das Programm darstellt;

8.
begrüßt die erfolgreichen Abschluss von Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Verwaltung mit dem UNDP;

9.
schlägt unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen und Empfehlungen im Sonderbericht Nr. 6/2012 des Rechnungshofs vor, dass bei den finanziellen Hilfsmaßnahmen der EU für die türkisch-zyprische Gemeinschaft nicht nur neue Projekte berücksichtigt werden, sondern auch der Notwendigkeit Rechnung getragen wird, zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der bestehenden Projekte beizutragen, wenn über die Zuweisung von finanziellen Mitteln auf der Grundlage des geltenden Rechtsrahmens und in Einklang mit der Verordnung (EG) 389/2006 des Rates als auch den Resolutionen 541 und 550 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen entschieden wird.
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